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Nationale Innenministerien sind „Rationalisten“: Für ihre Kooperation in Fragen der inneren Sicherheit und der Migration suchen sie daher Verhandlungsarenen auf, in denen ihre Gegenspieler möglichst nicht präsent sind. Charakteristisch für die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres (JI) in der Europäischen Union ist somit ein starkes Autonomiebestreben dieser Ministerien. Transparenz und Demokratie als normative Muster von Verhandeln und Entscheiden hingegen spielen in diesen gemeinsamen Foren eine eher untergeordnete Rolle. Vielmehr tendieren sie vor allem dazu, solche Maßnahmen zu treffen, welche die Macht und Autonomie der jeweiligen nationalen Exekutiven erweitern. Inhaltlich lässt sich feststellen, dass die europäische Justiz- und Innenpolitik eher von Fragen der Sicherheit und der Kontrolle dominiert bleibt, liberalere Vorschläge hingegen zurückdrängt werden.
Dieses Bild findet man zumindest in gängigen akademischen Analysen der EU-Zusammenarbeit, wie etwa der „venue-shopping“-These von Virginie Guiraudon. Wenn diese Annahmen zutreffen, dann werden demokratische und menschenrechtliche Standards von den beteiligten Entscheidungsträgern untergraben. Oder unterstellt der Ansatz eine mangelnde Legitimität der policy-makers, die in der Empirie so nicht vorzufinden ist? Im Vorfeld der möglichen institutionellen Umstrukturierung der europäischen Zusammenarbeit im JI-Bereich durch den Lissabonner Vertrag sollen diese Annahmen unter die Lupe genommen und andere Forschungsansätze erprobt werden.

Wir bitten um Anmeldung bis spätestens 9. Mai (roderick.parkes@swp-berlin.org), da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.
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